
Verkündet
am 27« Februar 1958 
Jodas, Justizangestellter 
als Ui'kundsbeamter der 
Geschäftsstelle

VII..ZR. 4^2/56
2333 042 $

I m  K a m e n  d e s  V o l k e s  «
In dem Rechtsstreit

der Hauptstadt Hannover, vertreten durch den Verwaltungs­
ausschuß der Stadt,

Beklagte, Berufurigsbeklagte und Revisionskläger in r
- Proseßbevollmächtigters Rechtsanwalt Prof »Br«

die frühere Krankenschwester Valerie KflHBin Kjppstrafie 4P)
Klägerin, Berufungsklägerin und Revisionsbeklagte, 

- Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt Br*

hat der VII« Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 27« Februar 1958 unter Mit­
wirkung des Senatspräsidenten Glanzmann und der Bundes­
richter Rietschel, Br« Heiarann-Tx-osien, Br« Winkelmann 
und Erbel

für Recht erkannt*

Bie Revision der Beklagten gegen das Urteil 
des 9« Zivilsenats des Oberlandesgerichts in Celle 
vom 30« Juni 1956 wird zurückgewiesen«

Bie Kosten der Revision hat die Beklagte zu 
tragen«
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Von Rechts wegen
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Die im Jahre 1891 geborene Klägerin hätte sich 
im ersten Weltkriege als Hilfsschwester des Roten Kreu­
zes eine tuberkulöse Drüsenschwellung an der rechten* 
Halsseite zugezogen« Infolge dieser Dienstbeschädigung 
in der Krankenpflege setzte das Versorgungsamt in Han­
nover im Jahre 1921 den Grad der Erwerbsminderung der 
Klägerin auf 20 $ fest«

Im Jahre 1920 wurde die Klägerin in der städti­
schen Krankenanstalt HflHHHfeder Beklagten mit Rönt­
gentiefenbestrahlung behandelt« Als Folgen dieser Be- 
handlimg traten bei der Klägerin später Verbrennungen 
auf, die sie erheblich entstellten« Das Versorgungsamt 
erkannte die Verbrennungen als sog» SpätSchädigung mit 
weiteren 20 $ Erwerbsminderung an und setzte diese ins­
gesamt auf 30 ^ fest«

Im Jahre 1928 beantragte die Klägerin bei der Be­
klagten, ihr für die durch die Röntgenverbrennungen ver­
ursachte Beeinträchtigung ihres Gesundheitszustands und 
ihrer Arbeitskraft, die sie auf Behandlungsfehler bei 
der Tiefenbestrahlung zurückführte, eine einmalige Ab­
findung oder eine jährliche Rente von 1«200 HM zu be­
willigen. In der Sitzung am 10« September 1928 beschlos­
sen die städtischen Kollegien der Beklagten, der Kläge­
rin, bei der sich mehrere Jahre nach ihrer Behandlung 
mit Röntgentiefenbestrahlung im HflHHHBl SpätrÖntgen- 
schäden gezeigt hätten, vom 1« April 1928 an eine Rente 
von monatlich 150 RM zu gewähren« Die Zahlung der Rente 
wurde davon abhängig gemacht, daß die Klägerin auf alle 
anderen Ansprüche verzichtete und daß sie eine etwaige
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ihr von der Haftpflichtversicherung zu zahlende Ent­
schädigung an die Beklagte abtrat» Der IClägerin wurde 
dieser Beschluß mit Schreiben vom 15c* September 1928 
übermittelte Die Klägerin gab die von ihr erforderten 
Erklärungen unter dem 29* September 1928 ab* Die Be­
klagte zahlte daraufhin dio versprochene Rente« Bie­
se v/urde im Jahre 1948 im Verhältnis 1 i 1 auf Beut- 
sche Mark umgestellt«

Bie Klägerin begehrt eine Erhöhung der ihr zu­
gesagten Leistungen« Sie ist der Ansicht, die Rente 
sei den heutigen Verhältnissen nicht mehr angemessene.
Sie müsse den gesteigerten Lebenshaltungskosten ange­
glichen werden« Bie Klägerin hat behauptet« mit fort­
schreitendem Alter habe ihre Hilfsbedürftigkeit zugenom­
men« Sie habe jetzt höhere Aufwendungen als früher« Sie 
sei auch nicht mehr in der Lage? zu der Rente etwas 
hinzuzuverdi enen »

Sie hat beantragt,

die Beklagte zu verurteilen; ihr eine den 
heutigen Verhältnissen angepaßte erhöhte 
Geldrente, und zwar in monatlich im vorausi
fälligen Teilen, zu zahlen anstelle der im 
Vergleich vom 15» bzw« 29* September 1928 
vereinbarten Geldrente von 150 RM monatlich«

Bie Beklagte hat beantragt,

die Klage abzuv/eisen
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Sie hat geltend gemacht, die Verletzungen der 
Klägerin beruhten weder auf dem Verschulden eines Be-

ärztlichen Kunst fehl er« Sie seien auf die damals noch 
unvollkommenen Methoden bei der Anwendung von Röntgen­
strahlen zurückzuführen* Der Direktor der Heilanstalt,

neint« Sr habe aber empfohlen, den Rail wohlwollend zu 
beurteilen* Deshalb sei man bei der Bewilligung der 
Rente großzügig verfahren und habe der Klägerin höhere 
Beträge gewährt, als von ihr beantragt worden seien* 
Rür die von der Klägerin geforderte Rentenerhöhung, ge­
be es keine gesetzliche Grundlage*

abgewiesen« Auf ihre Berufung hat das Oberlandesgericht 
das erstinstanzliche Urteil abgeändert und die Beklagte 
verurteilt, der Klägerin über die auf Grund der Ver­
einbarung vom 15o September/29o September 1928 gezahlte 
Oeldrente von 150 M  monatlich hinaus vom 23« August 
1954 ab monatlich weitere 60 DM zu zahlen, und zwar die 
bereits fällig gewordenen Beträge sofort, die künftig 
fällig werdenden monatlich nachträglich«

Mit der Revision erhält die Beklagte ihren An­
trag auf Abweisung der Klage aufrecht« Die Klägerin bit­
tet um Zurückweisung des Rechtsmittels«

diensteten der Heilstätte H noch auf einem

Dr„ Z habe in dem von ihm seinerzeit erforder­
ten Outachten jede Haftpflicht für die Schädigung ver-

Das Landgericht hat die Klägerin mit der Klage

Bntsche i dung sgründe^

I* Das Berufungsgericht läßt es dahingestellt, ob 
das Abkommen vom 15*/29o September 1928 als außergericht-
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licher Vergleich snzusehen sei« Es bezeichnet es als 
eine Vereinbarung, durch die der Anspruch der Klägerin 
auf Ersatz von Schäden an Gesundheit und Arbeitskraft 
durch Zahlung einer Rente ausgeglichen worden sei« Zweck 
der Vereinbarung sei es gewesen, die Lebensbedürfnisse 
der Klägerin durch Zahlung einer Dauerrente sicherzu­
stellen und ihr durch großzügige Behandlung ihrer An­
sprüche einen bestimmten Lebensstandard zu gewährlei­
sten« Die Klägerin habe auf eine Rentenerhöhung nicht 
verzichtet; sondern nur auf weitere Ansprüche wegen ei­
ner Verschlechterung ihres Gesundheitszustands« Sie 
könne deshalb nicht damit gehört werden, daß sich ihr 
Leiden verschlimmert und ihre Arbeitsfähigkeit verrin­
gert habe« V/ohl aber könne sie einen Ausgleich dafür 
verlangen, daß der mit der Bewilligung der Rente ver­
folgte Zweck, ihr eine gewisse Lebenshaltung zu sichern, 
angesichts der seit 1928 erheblich gesunkenen Kaufkraft 
der 150 Mark nicht mehr erreicht*werde« Den an dem 
Rentenabkommen beteiligten maßgebenden Vertretern der 
Beklagten habe an einer wohlwollenden Behandlung der 
Ansprüche der Klägerin gelegen« Sie hätten, wie der Zeu­
ge Dr« Menge, der frühere Oberbürgermeister der Be­
klagten, bekundet habe, wenn sie an eine Verringerung 
der Kaufkraft der Rente gedacht hätten, dafür gestimmt, 
daß die Rente den jeweiligen Verhältnissen einigermaßen 
angepaßt würden *

1«) Gegenüber diesen Ausführungen beanstandet 
die Revision unter Berufung auf § 286 ZK), das Oberlan­
de sgericht habe allein den § 242 BGB als Klagegrundlage 
angesehen und seine Entscheidung lediglich auf die Aus­
sage des Zeugen Dr« gestützt« Dem kann nicht ge­
folgt werden*
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Ebenso wie die Revision geht das Berufungsgericht 
davon aus, daß es der Zweck des Abkommens vom 15«/29*> 
September 1928 gewesen sei* die Klägerin für die durch 
die Röntgenbehandlung in der Krankenanstalt der Beklag­
ten erlittenen Rächteile zu entschädigen« Aus der Art; 
wie das Gesuch der Klägerin von den leitenden Bedien­
steten und den Kollegien der beklagten Stadt behandelt 
worden ist, und aus der Bekundung des Zeugen Dr, Menge 
folgert das Berufungsgericht, man sei der Klägerin mit 
besonderem Wohlwollen entgegengekommen und habe ihr, die 
ohne eigenes Verschulden durch Personal der Beklagten 
geschädigt worden sei, durch Gewährung einer wesentlich 
höheren Rente als beantragt eine gewisse Lebenshaltung 
ermöglichen wollen«

Hiernach trifft es nicht zu, daß der Berufungs­
richter die Klagegrundlage allein in’der.-Best^mnung des 
§ 242 BGB sieht« Vielmehr sucht er durch eine ergänzen­
de Vertragsauslegung (§ 157 BGB) festzustellen, wie die 
maßgebenden Organe der Beklagten sich verhalten hätten, 
wenn sie bei der Bewilligung der Rente eine Verringerung 
der Kaufkraft der damaligen Reichsmark in Betracht gezo­
gen hätten. Hierbei beschränkt sich das Berufungsgericht 
keineswegs auf die Aussage des Zeugen Br« Megjp; es geht 
vielmehr auch auf den Sinn und Zweck des Rentenabkom­
mens und auf die aus den eingereichten Unterlagen er­
sichtlichen Gesichtspunkte für die Gewährung der Rente 
•ein.

Dieses Verfahren ist aus Rechtsgriinden nicht zu 
beanstanden; namentlich verstößt es nicht gegen § 286 
ZPO« Die Revision hat auch keine Umstände anzuführen ver­
mocht, die das Berufungsgericht bei der Würdigung der
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Vereinbarung vom 15c/29* September 1928 ferner hätte in 
Erwägung ziehen sollen.

2.) Das angefcchtene Urteil'enthält keine Anhalts­
punkte dafür, daß der Berufungsrichter den Grad der Er­
werbsminderung der Klägerin infolge der Röntgenbehand­
lung unberücksichtigt gelassen hat. Die Revision hebt 
selbst hervor, daß die Klägerin erklärt habe, ein Satz 
von 150 Mark monatlich sei schon im Jahre 1928 nicht aus­
reichend gewesen, um den ihrer Lebensstellung entspre­
chenden Unterhalt zu decken. Kann somit davon ausgegan­
gen werden, daß die der Klägerin »gewährte Rente nur einen 
ihrer Erwerbsminderung entsprechenden Teil ihres Le­
bensbedarfs befriedigen sollte, so entfallen damit nicht 
etwa die vom Berufungsgericht für die Notwendigkeit ei­
ner Rentenerhöhung angeführten Gründe« Sofern das zwi­
schen den Parteien getroffene Abkommen den Zweck hatte, 
einen bestimmten Teil der Lebensbedürfnisse der Klägerin 
angemessen zu befriedigen, wäre die Rente, wenn die son­
stigen Voraussetzungen hierfür gegeben wären, gleich- 

. wohl um den Betrag zu erhöhen, der bei einer Verrin­
gerung der Kaufkraft des der Klägerin bewilligten Sat­
zes fehlte, um den seinerzeit gedeckten Teil ihrer Be­
dürfnisse im früheren Umfange zu befriedigen. Mit den 
bei der Bewilligung der Rente festgestellten Absichten 
der städtischen Organe der Beklagten wäre es jedoch 
nicht vereinbar, die Klägerin darauf zu verweisen, daß 
sie auf ihren Antrag erheblich mehr als gefordert erhal­
ten habe und daß sie sich den Mehrbetrag auf den erhöh­
ten Lebensbedarf anrechnen lassen müsse. Ein solches 
Verlangen würde dem mit der Rentenbewilligung verfolg­
ten Zweck zuwiderlaufen und der Klägerin nicht, wie be­
absichtigt, einen bestimmten Teil ihrer Lebensbedürfnis­
se sicherstellen.
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3.) Der Revision kann nicht zugegeben werden, daß 
durch die vom Berufungsgericht zugebilligte Rentener­
höhung der im § 242 BGB zum Ausdruck gekommene Rechtsge­
danke, wie er von der neueren Rechtsprechung entwickelt 
worden ist, verletzt werde, Allerdings hat es das Bundes­
arbeitsgericht in der von der Revision angeführten Ent­
scheidung (RJW 1956, 485 Br, 31) abgelehnt, ein auf privat 
rechtlicher Grundlage gewährtes, in Reichsmark begründetes 
im Verhältnis 1 j 1 in Deutsche Mark umgestelltes Ruhegeld 
mit Rücksicht auf die allgemeine Veränderung der wirt­
schaftlichen Verhältnisse und die Verbeserung der Lohne 
unter dem Gesichtspunkt der clausula rebus sic stanti­
bus oder der veränderten Geschäftsgrundlage zu erhöhen» 
Ferner hat der Oberste Gerichtshof für.die britische go­
ne (OGHZ 1, 62, 67 ff * RJW 1947/8, 521, 522 f) ausge­
sprochen, der Grundsatz der Vertragstreue lasse Ein­
griffe in ein Schuldverhältnis wegen verändex'ter Um­
stände nur im äußersten Falle zu. Er hindere solche Ein­
griffe jedoch nicht, wo das starre Festhalten am ge­
gebenen Wort zu Ergebnissen führen müsse, die mit der 
Gerechtigkeit, mit Treu und Glauben schlechthin unver­
einbar seien. Es mag endlich auch richtig seih, daß das 
Reichsgericht seine in der Inflationszeit entv/ickelte 
Rechtsprechung zur Frage der clausula rebus sic stanti­
bus (RGZ 106, 233 f) namentlich mit Bezug auf Unterhalts­
rentenverträge später in gewissem Umfange eingeschränkt 
hat (vgl, einerseits RG JW 1936, 927 Er» 15; andererseits 
RGZ 145, 119 f; 164, 366, 369 f). '

Aber diese und ähnliche Entscheidungen bringen 
nur allgemeine Richtlinien zum Ausdruck, Sie sprechen 
sich nicht grundsätzlich gegen eine Änderung bestehen­
der Verträge unter dem Gesichtspunkt der clausula rebus



sic stantibus aus und räumen immerhin ein, daß für die 
Präge, ob in ein Rentenabkommen wegen veränderter Umstän­
de eingegriffen werden kann, letztlich die Abwägung der 
besonderen Umstände des Einzelfalles nach Treu und Glau­
ben entscheidend sei (zc B. CGH aaO)« Die vom Oberlan- 
desgericht festgestellten Besonderheiten des vorliegen­
den Palles und die Art, wie der Ersatzanspruch der Klä­
gerin von den maßgebenden Bediensteten und von den Kol­
legien der Beklagten unstreitig behandelt worden ist, las­
sen es nach dem vom Berufungsgericht im Wege ergänzender 
Vertragsauslegung ermittelten Zweck des Rentenabkommens 
rechtlich vertretbar.erscheinen, . der Klägerin bei einer 
wesentlichen Änderung der bei der Rentenbewilligung be­
stehenden Verhältnisse gemäß § 242 BGB zum Ausgleich für 
die in der Zwischenzeit gesunkene Kaufkraft einen erhöh­
ten Satz zuzubilligenc

II« Die Revision bezeichnet es als rechtsirr­
tümlich, daß das Berufungsgericht die Rentenerhöhung nach 
der Steigerung der Bebensbaltungskosten seit 1928 bemes­
sen und zum Vergleich auch die inzwischen eingetretene 
Erhöhung des Bruttoverdienstes eines Arbeiters heran­
gezogen hat«

1.) Angesichts des Gegenstands und ces.rechtli-»chen Charakters sowie des besonderen Zwecks, der miv der 
Bewilligung der Rente beabsichtigt war, ist es aller­
dings unerheblich, in welchem üaße sich die Arbeitslöhne 
in der Zwischenzeit erhöht haben« Der Revision ist da­
rin zuzustimmen, daß die allgemeine lohnSteigerung kei­
nen geeigneten Vergleichsmaßstah für die der Klägerin 
zuzubilligende Rentenerhöhung bildet; denn im Unterschied 
zu den Arbeitsentgelten, für deren Bemessung die ver-
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schiedensten Gesichtspunkte maßgebend sind,sollte der 
Klägerin ein möglichst gleichbleibendes, von später ein­
tretenden Veränderungen ihres Leidens und ihrer Arbeits­
kraft unberührtes Einkommen gesichert werden. Las Beru­
fungsgericht hat jedoch seiner Entscheidung nicht die 
allgemeine Lohnerhöhung, sondern die Steigerung der Le­
benshaltungskosten zugrunde gelegt. Auf der nebenher ver­
gleichsweise erwähnten Erhöhung der Arbeitslöhne beruht 
das Urteil nicht«

2.) Pür ihre Auffassung, daß die Klägerin ihren 
Anspruch auf Erhöhung der Rehte nicht mit der seit dem 
Abkommen von 1928 einget'retenen Veränderung der allge­
meinen wirtschaftlichen Verhältnisse begründen könne, 
beruft sich die Revision vor allem auf das Urteil des Bunr- 
desarbeitsgerichts vom 50«. November 1955 (NJW 1956, 486). 
Darin ist für die vertragliche Vereinbarung wiederkehren­
der Ruhegeldleistungen ohne Bestehen einer gesetzlichen 
Verpflichtung ausgesprochen, unter dem Gesichtspunkt 
der veränderten Umstände könnten nur die Verhältnisse 
nach der Währungsreform mit den heutigen verglichen 
werden; denn durch die Bestimmung der § 18 Abs. 1 Nr- 1 
und § 21 Abs. 1 UmstG sei eine gesetzliche Wertung da­
hin erfolgt, daß durch die Umstellung im Verhältnis 
1 s 1 der Schwund im Werte der Reichsmark und damit alle 
wirtschaftlichen Veränderungen, die vor der Währungsre­
form lägen, mit Rücksicht auf die neue Währung berück­
sichtigt und ausgeglichen seien.

Es mag dahingestellt bleiben, ob diese Beurtei­
lung der bevorzugten Umstellung von Renten den mit dem 
Umstellungsgesetz verfolgten Zielen tatsächlich ent­
spricht. Pür den vorliegenden Pall kann derartigen Er-



wägun^en jedenfalls nicht Raum gegeben werden5 denn da 
nach den Feststellungen des Berufungsgerichts der Sinn 
und Zweck der der Klägerin gewährten Rente war, dieser 
für die Bauer eine bestimmte Lebenshaltung zu ermögli­
chen, würde es dem Ziel dieser Abmachung widersprechen, 
die Zahlungen an die Klägerin nur um den Betrag zu er­
höhen, der der Steigerung der Lebenshaltungskosten seit 
der Währungsumstellung entspricht«» Kenn damit würde die 
Klägerin entgegen den vom Berufungsgericht ermittelten 
Absichten der Beteiligten bei der Hentengewährung kei­
nen angemessenen Ausgleich für das Absinken der Kaufkraft 
erhalten. Überdies wäre zu prüfen, ob die vom Berufungs­
gericht erörterte geringfügige Steigerung der Index­
zahlen seit 1950 um 13 # unter Berücksichtigung der bei 
der Rentenvereinbarung bestehenden Absichten nach Treu 
lind Glauben überhaupt eine Erhöhung der Zahlungen recht­
fertigte, Bie Besonderheiten des vorliegenden Falles 
lassen vielmehr die Ansicht des Berufungsgerichts, daß 
der Klägerin, soll der mit der Rentenzahlung verfolgte 
Zweck nicht vereitelt werden, eine Erhöhung des Satzes 
um den seit 1928 eingetretenen Unterschied in den Le­
benshaltungskosten zusubilligen sei, unbedenklich er­
scheinen, Baß die vom Statistischen Bundesamt ermittel­
te und vom Berufungsgericht übernommene Steigerung der 
Lebenshaltungskosten um 40 # nicht zutreffend errech­
net sei, ist von den Parteien nicht geltend gemacht wor­
den, Gegen die vom Berufungsgericht zugebilligte Ren­
tenerhöhung ist deshalb vom Rechtsstandpunkt aus nichts 
einzuwenden,



Nach alledem war die Revision der Beklagten als 
unbegründet zurückzuweisen.

Die Kostenentscheidung ergibt sich aus § 97 ZEOo

Glanzmann

J)r. Winkelmann

Rietschel Die Bundesrichter
Br- Heimann-Trosien und 
Erbel sind beurlaubt und 
können deshalb nicht 
unterschreiben*

Glanzmann
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